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Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

1 Genehmigungsverfahren Braunkohleplanänderung Hambach 3 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3413 

– Bericht durch Ministerin Mona Neubaur (MWIKE) 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss stellt gemäß § 29 Abs. 1 Landesplanungsgesetz 
zu dem Genehmigungsverfahren Braunkohlenplanänderung 
Hambach das Benehmen her. 
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2 Verwaltungsvereinbarungen zur Ko-Finanzierung im Rahmen des Bun-

desförderungsprogramms „Nachhaltigkeit und Resilienz Ökosystem 
Batteriezelle“ 8 

Vorlage 18/3398 
Drucksache 18/12068 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss nimmt den Entwurf der Verwaltungsvereinba-
rungen zur Kenntnis. 

* * * 
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1 Genehmigungsverfahren Braunkohleplanänderung Hambach 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3413 

Vorsitzender Dr. Robin Korte leitet ein, gemäß § 29 Abs. 1 des Landesplanungsge-
setzes Nordrhein-Westfalen sei mit dem für die Landesplanung zuständigen Aus-
schuss des Landtags das Benehmen herzustellen. 

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE) trägt vor: 

Vorab, auch von uns herzlichen Dank, dass Sie der Sondersitzung zugestimmt haben. 

Es geht, wie der Vorsitzende sagte, um die Herstellung des Benehmens bei der 
Änderung des Braunkohlenplans Hambach, was nach § 29 des Landesplanungs-
gesetzes hier im Ausschuss erfolgt.  

Die Bitte zur Beratung in der Sondersitzung noch in diesem Jahr ist der engen Ver-
schränkung zwischen landesplanerischem Braunkohlenplan und bergrechtlicher 
Zulassung im Hauptbetriebsplan geschuldet, die zwingend noch in diesem Jahr er-
teilt werden muss. Die umfassende Regelung des Abgrabungsumfangs und vor al-
lem die gesamte Wiederherstellung des Landschaftsraumes nach dem Abbau ein-
schließlich der planerischen Einpassung in die Umgebungsnutzung regelt der lan-
desplanerische Braunkohlenplan. Erst darauf aufbauend erfolgt dann die bergrecht-
liche Betriebsplanung mit der konkreten Zulassung des Abbaugeschehens jeweils 
für einen anstehenden Abbauabschnitt. Dieser sinnvolle zeitliche Ablauf, erst 
Braunkohlenplan und dann bergrechtlicher Betriebsplan, sollte aus unserer Sicht 
auch hier eingehalten werden. 

Mit der heutigen Beratung zur Benehmensherstellung machen Sie eine Genehmi-
gung des geänderten Braunkohlenplans möglich. Die Bergbehörde wird dann in die 
Lage versetzt, den nächsten Hauptbetriebsplan vom 1. Januar 2025 bis 31. Dezem-
ber 2028 unmittelbar unter Berücksichtigung der Benehmensherstellung zuzulas-
sen und dabei auch augenscheinlich für die Region die Vorgaben dieses neuen 
Braunkohlenplans in das Zulassungsrecht zu übersetzen. 

Ich würde gerne noch zwei Punkte zum vorliegenden Erlassentwurf sagen. 

Der Braunkohlenausschuss hat nach dem Planverfahren mit Umweltprüfung und 
Öffentlichkeitsbeteiligung am 14. Juni 2024 die Änderung des Braunkohlenplans 
Hambach beschlossen und dem Ministerium zur Genehmigung vorgelegt. Aufgrund 
des Kohleverstromungsbeendigungsgesetzes leitet sich für Tagebau Hambach ein 
deutlich verminderter Braunkohlenbedarf ab. Dies führt zu einem Ende der Kohle-
gewinnung im Tagebau Hambach im Jahr 2029. Daher ist eine Änderung des bis-
herigen Braunkohlenplans Hambach notwendig. Dieser stammt noch aus den 70ern 
und ist damals vor 50 Jahren von einem deutlich späteren Ende des Braunkohlen-
plans ausgegangen.  
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Gegenstand zur Genehmigung ist die vorgelegte Braunkohlenplanänderung in der 
Veränderung der Abbaugrenze und Sicherheitslinie sowie der Grundzüge der Wie-
dernutzbarmachung einschließlich der räumlichen Lage und Ausgestaltung des Tage-
bausees, die aber auch die Notwendigkeit der Beanspruchung der sogenannten 
Manheimer Bucht beinhalten wird. Diese Änderung berücksichtigt dabei die Planun-
gen der Kommunen rund um den Tagebau sowie den Verzicht auf eine bergbauliche 
Inanspruchnahme des Hambacher Waldes, des Merzenicher Erbwaldes sowie der 
Ortschaft Merzenich und der ehemaligen Kirche Manheim-Alt. 

Der Braunkohlenausschuss bei der Bezirksregierung Köln, das verantwortliche re-
gionale Planungsgremium, hat die um den See liegenden Kommunen eng in diese 
Planung mit einbezogen. Ziel ist es, mit der Rekultivierung möglichst frühzeitig Nut-
zungen für Menschen an einem sich langsam füllenden See möglich zu machen. 
Belange von Natur und Landschaft sind ebenfalls in den Mittelpunkt der Planung 
gestellt worden. Die Landesplanungsbehörde hat die Änderung des Braunkohlen-
plans geprüft und ist zu dem Ergebnis gekommen, dass dieser sowohl den allge-
meinen gesetzlichen Anforderungen als auch den besonderen Voraussetzungen 
des Landesplanungsgesetzes entspricht. 

Der Genehmigung haben zudem die fachlich betroffenen Landesministerien für Um-
welt, Naturschutz und Verkehr, für Landwirtschaft und Verbraucherschutz sowie für 
Heimat, Kommunales, Bau und Digitales zugestimmt. 

Der Entwurf des Genehmigungserlasses liegt Ihnen vor. Die Genehmigung kann 
nach Landesplanungsgesetz allerdings erst erteilt werden, wenn hier das Beneh-
men hergestellt ist. 

Ich möchte Sie informieren, dass die Bezirksregierung Arnsberg als Bergbehörde 
kurzfristig über die von RWE Power beantragte Zulassung des Hauptbetriebsplans 
für den Tagebau Hambach für den Zeitraum 2025 bis 2028 auf Basis des noch gel-
tenden Braunkohlenplans und unter Berücksichtigung eines möglicherweise neuen 
geänderten Braunkohlenplans Hambach entscheiden wird. Der aktuelle zugelas-
sene Hauptbetriebsplan ist, wie ich sagte, bis Ende des Jahres befristet. Die Berg-
behörde wartet also ganz konzentriert auf die Entscheidungen und Verlaufe heute 
hier im Ausschuss. 

Dietmar Brockes (FDP) erkundigt sich nach der Versorgungssicherheit und fragt, ob, 
wenn die Reserven für 2030 bis 2033 notwendig seien, diese durch Garzweiler II ent-
sprechend abgesichert würden.  

Des Weiteren bitte er um eine Information darüber, wie es über den Zeitraum 2033 
hinaus aussehe. Erst in 2026 finde die Revision statt, woraus hoffentlich Erkenntnisse 
gewonnen würden, was die Versorgungssicherheit angehe. Ihn interessiere die Pla-
nung, sollte ein Weiterbetrieb notwendig sein. 

Darüber hinaus interessiere ihn, wie weit bezüglich Lützerath die Arbeiten für die berg-
bauliche Inanspruchnahme seien. 
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Christian Loose (AfD) sagt, die Ministerin verweise immer auf den Revisionszeitpunkt 
2026. Hier sei er skeptisch. Herr Habeck hätte gemäß Kohleausstiegsgesetz zum 15. 
August 2022 einen Prüfbericht über die Folgen des Kohleausstiegs vorlegen müssen. 
Dies sei bis heute nicht geschehen. Jetzt sei geplant, im Januar mit Weisweiler ein 
weiteres Kraftwerk abzuschalten. Angesichts der dramatischen Lage an den Strom-
börsen aufgrund von Dunkelflauten oder im Sommer von Hellbrisen sei es sehr frag-
lich, ob diese Planungsunterlagen allzu lange noch aufrechterhalten werden könnten. 
Vor dem Hintergrund stelle sich die Frage, ob man sich damit nicht die Optionen 
nehme, um einen Weiterbetrieb vorzunehmen. Hambach beliefere ja auch die Verede-
lungsbetriebe, sodass die entsprechend weiterlaufen könnten. Neurath und Niederau-
ßem seien davon ja auch abhängig. 

Herr Brockes habe das Jahr 2033 angesprochen. Die Frage sei, ob überhaupt 2038 
geschafft werden könne, weil die fehlenden Gaskraftwerke einfach nicht gebaut wür-
den. Seit sieben Jahren höre man von der Landesregierung, dass man Gaskraftwerke 
brauche. Dann hätten zwei Regierungen den Kohleausstieg von 2045 auf 2038, dann 
von 2038 auf 2030 vorgezogen. Anstatt die Gaskraftwerke jetzt schneller zu bauen, 
würden sie gar nicht gebaut. Dementsprechend stelle sich die Frage, ob man sich mit 
dieser Verschiebung der Braunkohlenplanung in Hambach nicht sämtliche Optionen 
nehme, die Versorgungssicherheit zu gewährleisten. 

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE) antwortet, heute werde der Braunkohlenplan 
Hambach behandelt. Dieser habe keinen Einfluss auf die Reserven, die, wie im Koh-
leverstromungsbeendigungsgesetz und in der Leitentscheidung deutlich gemacht wor-
den sei, im Tagebau Garzweiler lägen. Im Rahmen der jetzt geltenden Leitentschei-
dung zur Sicherheit für die Menschen, die da lebten, sei klar, dass diese möglichen 
Mehrentnahmenotwendigkeiten im Rahmen der jetzt geltenden Grenzen des Tage-
baus Garzweiler entnommen würden. 

Die Entscheidung Hambach sei Teil der Entscheidung des Kohlekompromisses 2038 
gewesen. In diesem Braunkohlenplan werde sehr stark auch die Frage der Massen-
verfügbarkeit zur Wiedernutzbarmachung, zur Rekultivierung mitgeklärt. Die Manhei-
mer Bucht habe ja nichts mit Braunkohlengewinnung zu tun, sondern mit Verfügbarkeit 
von Massen zur Sicherung von Böschungen. 

Bezüglich Lützerath habe sie persönlich keine tagesaktuellen Angaben, aber dazu 
könne Frau Renz etwas sagen. Die Fläche sei bergbaulich in Nutzung, auf der der Hof 
von Lützerath noch gestanden habe. 

LMR’in Dr. Alexandra Renz (MWIKE) ergänzt, es sei ja Bestandteil des Hauptbe-
triebsplans. Diesen habe man jetzt nicht vorlegen können, um sich den Abbaufort-
schritt dort anzuschauen, aber sie habe einfach Google Maps aufgerufen. Nach den 
Luftbildern, die ja auch immer schon ein bisschen veraltet seien, sei das schon im 
Abbau. 

Dietmar Brockes (FDP) stellt fest, dass die Ministerin seine ersten beiden Fragen 
bewusst nicht beantwortet habe. Das nehme er zur Kenntnis.  
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Natürlich rede man hier über Hambach, aber man wisse genau, dass Hambach und 
Garzweiler zusammenhingen. Die Mengen seien austauschbar. Beide Tagebaue 
seien durch die Nord-Süd-Bahn verbunden. Wenn bei der Revision in 2026 heraus-
komme, dass über 2033 hinaus weiter Braunkohle benötigt werde, und man bis dahin 
immer noch keine Ersatzleistungen habe, wäre es fahrlässig, heute hier Entscheidun-
gen zu treffen, die das ausschließen würden. Insofern hätte er darauf gerne eine Ant-
wort. 

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE) betont, sie habe bereits ausgeführt, dass die Re-
serve, die bis 2033 notwendig sei, nicht aus Hambach, sondern aus Garzweiler 
komme. Sie habe keine Hinweise, dass geplant sei, nach 2033 noch Braunkohle in 
den Tagebauen Garzweiler oder Hambach zu fördern. Sie lasse in den Ausschüssen, 
in den Bundesratsinitiativen, in den Fachministerkonferenzen, in öffentlichen Äußerun-
gen keine Gelegenheit aus, eine vernünftige Umsetzung einer gesicherten Leistung 
für die Energieversorgungssicherheit für unseren Energiestandort einzufordern. Das 
sei eines der dringendsten Dinge, was als eine der ersten Maßnahmen der neuen 
Bundesregierung erfolgen müsse. 

Zur Gesamtheit des Eindrucks sei erwähnt, dass man deswegen diese ambitionierte 
Planungs- und Genehmigungsbeschleunigung für den Netzausbau mitgedacht habe, 
weil man über die Offshore-Verfügbarkeit der Leistungen, die nach Nordrhein-Westfa-
len reinkämen, eben auch einen Teil für Energieversorgungssicherheit leisten wolle 
und das auch könne. Die Leute in den Genehmigungsbehörden arbeiteten entspre-
chend. Alles Weitere, was das Kraftwerksicherheitsgesetz betreffe, müsse eine Bun-
desregierung regeln. Es werde höchste Zeit, da stimme sie dem Abgeordneten Bro-
ckes zu. 

Michael Röls-Leitmann (GRÜNE) hält fest, dass hier heute keine Benehmensherstel-
lung über eine Frage von Versorgungssicherheit stattfinde, sondern es sei öffentlich 
einsehbar und nachvollziehbar, dass für den Fall, dass die Reserve der BoAs im Jahr 
2026 gezogen werden müsste, bis zum Jahr 2033 die entsprechenden Kohlemengen 
bei gleichen Abbaugrenzen aus dem Tagebau Garzweiler gefördert werden könnten. 
Das gehe auch aus der Leitentscheidung hervor, die da an der Stelle klar sei. 

Darüber hinaus müsse festgehalten werden, dass man einen Braunkohlentagebau dar 
nicht an- und ausschalten könne. So funktioniere das nicht. Vielmehr brauche man an 
der Stelle eine klare Planung.  

Die Fragen, die Herr Brockes aufwerfe, hätten nichts mit dem auf der Tagesordnung 
stehenden Braunkohlenplan zu tun, sondern es sei alles seit Jahren öffentlich bekannt, 
einsehbar und entschieden. Es handele sich um Ziele, die die FDP mitbeschlossen 
habe. Die Bundesregierung wolle 100 % erneuerbare Energien bis 2035 haben. Das 
habe die FDP mitbeschlossen. Da müsse man sich mal fragen, wie das gehen solle, 
wenn jetzt in Betracht gezogen werde, dass es darüber hinaus auch weitergehen 
müsse. Insofern appelliere er daran, die Konsequenz der eigens mitbeschlossenen 
Dinge in der Debatte zu berücksichtigen. 
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Dietmar Brockes (FDP) hebt hervor, das hänge natürlich alles miteinander zusam-
men. Deshalb seien seine Fragen mehr als berechtigt. Der Benehmensherstellung 
könne man sich nicht widersetzen, aber seine Bedenken gebe er hiermit zu Protokoll. 

Christian Loose (AfD) legt dar, die Bundesregierung wolle. Sein Sohn wolle zu Weih-
nachten auch ganz viele Sachen haben, aber dann trete die Realität ein und er be-
komme doch nur einen Teil der Geschenke. Wirtschaftsminister Habeck habe es in 
zweieinhalb Jahren nicht geschafft, einen Prüfbericht vorzulegen. Ihm solle man nun 
vertrauen, dass das irgendwann klappe. Die Kraftwerksstrategie habe ja auch in seiner 
Hand gelegen. Auch das habe nicht geklappt. Und dann solle man darauf vertrauen, 
dass die Klimaneutralität 2035 auf jeden Fall klappe. Man wisse noch nicht, wo der 
Wasserstoff herkomme, den man dafür einplane, und man wisse nicht, wie die Versor-
gungssicherheit hergestellt werde. Mit dieser Planänderung würden Tatsachen ge-
schaffen und die Versorgungssicherheit eingeschränkt. Das müsse man doch mal den 
Menschen erklären. Was hier für eine Vernichtungspolitik im Rahmen der Versor-
gungssicherheit angestellt werde, sei extrem fahrlässig. 

Man könne davon ausgehen, dass auch 2026 der Monitoringbericht nicht rechtzeitig 
kommen werde. Frau Ministerin spreche von seriösen Berichten. Darauf warte man 
seit zweieinhalb Jahren. Der seriöse Bericht von Herrn Habeck komme ja nicht. Gemäß 
Kohleausstiegsgesetz hätte der Prüfbericht zum 15. August 2022 vorgelegt werden 
sollen. Dieser sei aber nicht gekommen, komme immer noch nicht. Insofern stelle sich 
die Frage, wann dieser Bericht vorgelegt werde. Dafür brauche er keine Entscheidung 
von SPD oder Ampel oder sonst was. Diesen Bericht könne er jeden Tag vorlegen. 

Michael Röls-Leitmann (GRÜNE) merkt an, was Herr Loose seinem Sohn zu Weih-
nachten schenke oder nicht, könne er an seinem Küchentisch besprechen. Das sei für 
diese Ausschusssitzung irrelevant. 

Der Ausschuss stellt gemäß § 29 Abs. 1 Landesplanungsge-
setz zu dem Genehmigungsverfahren Braunkohlenplanände-
rung Hambach das Benehmen her. 
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2 Verwaltungsvereinbarungen zur Ko-Finanzierung im Rahmen des Bundes-

förderungsprogramms „Nachhaltigkeit und Resilienz Ökosystem Batterie-
zelle“ 

Vorlage 18/3398 
Drucksache 18/12068 

Vorsitzender Dr. Robin Korte teilt mit, der Entwurf, Vorlage 18/3398, sei mit Unter-
richtung des Präsidenten, Drucksache 18/12068, dem Ausschuss für Wirtschaft, In-
dustrie, Klimaschutz und Energie zur Kenntnisnahme zugeleitet worden. 

Eine Zuleitung solcher Verwaltungsvereinbarungen erfolge regulär gemäß § 85 Abs. 5 
der Geschäftsordnung. Das bedeute, es bedürfe hier formal keiner Mitwirkung des 
Ausschusses, sondern lediglich der Kenntnisnahme. Formale Einwände könnten nicht 
erhoben werden.  

Der Grund, warum das heute auf der Tagesordnung stehe, sei, man berate häufig im 
Rahmen der Obleuterunde, ob Verwaltungsvereinbarungen auf die Tagesordnung ge-
setzt werden sollten oder nicht. Diese Verwaltungsvereinbarung sei kurzfristig einge-
gangen, sodass man es einfach auf die Tagesordnung gesetzt habe. 

Dietmar Brockes (FDP) sagt, aus dem Bericht gehe nicht hervor, was konkret geför-
dert werde, um welche Projekte es gehe. 

Er wolle wissen, inwiefern dies in Beziehung zur Batterieforschungsfabrik im Münster-
land bzw. zum Batterieforschungsvorhaben in Ibbenbüren stehe und in welcher Posi-
tion die beiden Forschungsprojekte in dem gesamten Ökosystem Batterieforschung in 
Nordrhein-Westfalen stünden. 

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE) führt aus, die Bundesseite trete mit den Ländern 
in diesen Zusammenhängen immer sehr kurzfristig in Kontakt. In diesem Fall sei es 
eine gute Nachricht für Nordrhein-Westfalen. Die Batterieforschungszellenfabrik sei 
ein Ankerpunkt, an dem sich solche Investitionen anhängen. Forschungsstarke Indust-
rie werde in Nordrhein-Westfalen gute Perspektiven haben. Das hier sei der lebende 
Beweis dafür, dass es dafür die entsprechenden Interessenslagen gebe. Das sei ein-
mal in dem Projekt LANXESS der Fall. Dort werde eine Herstellung von Schlüsselkom-
ponenten für grüne Lithium-Ionen-Batterien vorangetrieben. Das von TCTF-Königs-
warter entwickelte umweltfreundliche Verfahren zur Herstellung von Kathodenmaterial 
solle in Deutschland industriell umgesetzt werden. Diese beiden Projekte sollten die 
Resilienz innerhalb der europäischen Märkte mit stärken. Damit reagiere man sehr 
konkret auf das, was der Draghi-Report für die Europäische Union anmahne. Damit 
trage man auch dazu bei, in einem wichtigen Zukunftsfeld eine Abhängigkeit zu redu-
zieren und wichtige Chancen für Wertschöpfungsketten innerhalb Europas hier in 
Nordrhein-Westfalen aufzubauen.  

Man wolle den Förderbescheid an LANXESS noch in diesem Jahr erteilen. Beim Un-
ternehmen TCTF wolle man das auch so schnell wie möglich machen, man brauche 
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aber noch weitere Unterlagen vom Unternehmen. Aber es sei sozusagen in gutem 
Gange. 

Christian Loose (AfD) möchte wissen, wie hoch der Finanzierungsanteil der jeweili-
gen Unternehmen sei, welche Arbeitsplätze dahinter stünden und was die konkreten 
Ziele seien. 

MR’in Bettina Kittel (MWIKE) antwortet, die Fördersätze unterschieden sich, weil das 
Unternehmen Königswarter in Hagen kein Großunternehmen sei. Da liege die Förder-
quote aufgrund des KMU-Bonus bei 29 %. Das bedeute, 71 % trügen die selbst. Bei 
LANXESS sei es entsprechend weniger, nämlich 20 %. 

Bei LANXESS würden 427 Arbeitsplätze geschaffen bzw. erhalten.  

Die Maßnahme von Königswarter habe auch noch eine Auswirkung in Ostdeutschland. 
Insgesamt sollten da mit dem Vorhaben in Deutschland 360 Arbeitsplätze entstehen. 

Christian Loose (AfD) fragt, was genau der Output sei, was also am Ende tatsächlich 
als Produkt von diesem Unternehmen hergestellt werde, was das Land fördere. 

StS’in Silke Krebs (MWIKE) legt dar, die Ministerin habe es vorhin schon gesagt. Im 
Fall von LANXESS seien der Output Schlüsselkomponenten für grüne Lithium-Ionen-
Batterien, und im Fall Königswarter sei der Output im industriellen Maße die Herstel-
lung von umweltfreundlichem Kathodenmaterial. 

Christian Loose (AfD) betont, ihn interessierten die konkreten Output-Ziele, zum Bei-
spiel eine Batteriekapazität, um jedes Jahr 10.000 Batterien mit einer Kapazität von 1 
MWh oder Ähnliches herzustellen.  

StS’in Silke Krebs (MWIKE) antwortet, man sei hier nicht im Forschungsbereich, son-
dern im Investitionsbereich von Unternehmen, die am Markt tätig seien. Entsprechend 
werde man die betriebswirtschaftliche Kalkulation der Unternehmen nicht öffentlich 
machen. Es gehe im Fall Königswarter um neue Verfahren, die industriell umgesetzt 
würden und es eben dann möglich machten, dass die Batterien mit umweltfreundlich 
hergestelltem Kathodenmaterial gefertigt würden. Im Fall LANXESS gehe es um 
Schlüsselkomponenten für grüne Lithium-Ionen-Batterien.  

Der Ausschuss nimmt den Entwurf der Verwaltungsvereinba-
rungen zur Kenntnis. 

gez. Dr. Robin Korte 
Vorsitzender 

14.01.2025/14.01.2025 
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